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7. Wahlperiode 


Große Anfrage 

der Abgeordneten Rollmann, Frau Stommel, Kroll-Schlüter, Burger, Frau Schleicher, 
Orgaß, Sauer (Salzgitter), Braun und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Situation der Kinder in Deutschland 


Unser Jahrhundert ist einstmals als das „Jahrhundert des Kin- 
des" proklamiert worden. In Wirklichkeit haben Kriege, Verfol- 
gungen und Vertreibungen gerade die Kinder in Leid und Elend 
gestürzt. Heute sind diese Probleme in Deutschland weitgehend 
überwunden. Wir haben die Kenntnisse und die Möglichkeiten, 
unseren Kindern optimale Entwicklungschancen zu gewähren. 
Wir aber machen davon oft nur einen unzulänglichen Gebrauch. 
In mancher Beziehung ist die Umwelt heute kinderfeindlicher 
denn je. Die Kinder, die ihre Interessen gegenüber Staat und 
Gesellschaft ja selbst noch nicht wahrnehmen können und keine 
„Lobby" haben, sind vielfach eine unterprivilegierte Gruppe 
geworden. Einige Gruppen von Kindern sind wieder gegenüber 
anderen Gruppen von Kindern benachteiligt. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Worauf führt die Bundesregierung den seit Jahren an- 
dauernden Geburtenrückgang, der seit Beginn der 70er 
Jahre bereits kräftige Geburtendefizite zur Folge hat, zu- 
rück? Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß 
dieser Geburtenrückgang seine Ursachen auch in einer 
mangelnden Fürsorge des Bundes für die Familien mit Kin- 
dern und in einer Kinderfeindlichkeit unserer Gesellschaft 
hat? 

2. Welche Erwartungen hat die Bundesregierung in bezug auf 
die Entwicklung der Geburtenziffern in den nächsten Jah- 
ren? Welchen Beitrag kann die Bundesregierung dafür lei- 
sten, daß die Zahl der Geburten nicht weiter sinkt, sondern 
wenigstens wieder so weit steigt, daß der Bestand des 
deutschen Volkes in der Bundesrepublik Deutschland sich 
nicht weiter vermindert? 

3. Welche Auswirkungen werden die schon eingetretenen 
und noch zu erwartenden Geburtenrückgänge auf die 
Alters- und Erwerbsstruktur der deutschen Bevölkerung 
haben? Welche Folgen wird der Geburtenrückgang ins- 
besondere für die Altersversorgung der heute im Erwerbs- 
leben stehenden Generation haben? 
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4. Wie hat sich in den vergangenen Jahren die Mütter- und 
Säuglingssterblichkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
und in vergleichbaren anderen Ländern entwickelt? Teilt 
die Bundesregierung die Auffassung, daß unzureichende 
Schutzfristen im Mutterschutzgesetz, das weitgehende Feh- 
len von Zentren für Risikogeburten und unzulängliche 
Hilfen für alleinstehende Mütter Ursachen für die Mütter- 
und Säuglingssterblichkeit in der Bundesrepublik Deutsch- 
land sind? Welche Konzeption hat die Bundesregierung für 
die Verringerung der Mütter- und Säuglingssterblichkeit? 

5. Wie haben sich die Selbstmordziffern von Kindern in den 
letzten Jahren entwickelt? Was sind die Ursachen dieser 
Selbstmorde? Welchen Beitrag kann die Bundesregierung 
zur Verringerung dieser Selbstmordziffern leisten? 

6. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die jährliche Zahl 
der Kindestötungen und Kindesmißhandlungen? Wieviel 
Fälle kamen in den letzten Jahren zur Anklage? Wieviel 
Verurteilungen und Freisprüche wurden ausgesprochen? 
Welchen Beitrag kann die Bundesregierung zur Verringe- 
rung der Zahl der Kindestötungen und Kindesmißhand- 
lungen leisten? 

7. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß das von uns 
bejahte Ziel des Bildungsgesamtplanes, wonach bis 1980 
für 70 v. H. aller drei- und vierjährigen Kinder ein Kinder- 
gartenplatz und bis 1985 für alle fünfjährigen Kinder ein 
Grundstufen- oder Kindergartenplatz zur Verfügung stehen 
soll, zeitlich eingehalten werden kann? 

8. Fördert die Bundesregierung Modellversuche der Koopera- 
tion zwischen Kindergarten und Schule? Welche Ergeb- 
nisse liegen bisher vor? 

9. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der Woh- 
nungsbau in den vergangenen Jahren familiengerecht und 
kinderfreundlich war? Trifft es zu, daß nach vorliegenden 
Untersuchungen Wohnen in Hochhäusern für Kinder schäd- 
lich ist? Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung zur 
Förderung von Eltern-Familiengruppen in Wohnbezirken? 
Stimmt es, daß es in der Bundesrepublik Deutschland 
500 000 Obdachlose gibt, von denen mehr als die Hälfte 
Kinder und Jugendliche sind? Ist es richtig, daß eine 
Million Kinder kein eigenes Bett haben? Hält die Bundes- 
regierung daran fest, daß auch in Zukunft im Wohnungsbau 
pro Kinderzimmer (für zwei Kinder) nach der DIN 1 8011 
nur eine reine Spielfläche von 2,16 qm verlangt wird? 
Welche Konzeption hat die Bundesregierung in bezug auf 
die Versorgung von Familien mit Kindern mit familien- 
gerechtem und kinderfreundlichem Wohnraum? 

10. Ist es richtig, daß in der Bundesrepublik Deutschland noch 
30 000 Spielplätze fehlen und auch in größeren Wohnein- 
heiten kaum Kindergemeinschaftsräume vorhanden sind? 
Wieweit hat die Bundesregierung nach § 25 des Jugend- 
wohlfahrtsgesetzes die Schaffung von Spielplätzen bei den 
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Ländern und Gemeinden angeregt und gefördert? Welche 
Vorstellungen hat die Bundesregierung für die Beseitigung 
dieser Defizite? 

11. Entspricht es den Tatsachen, daß jährlich rd. 70 000 Kinder 
Opfer von Verkehrsunfällen sind? Stimmt es, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland prozentual mehr Kinder im 
Straßenverkehr verunglücken als in vergleichbaren ande- 
ren Ländern? Welche Konzeption hat die Bundesregierung, 
um die Zahl der Kinder, die Opfer des Straßenverkehrs 
sind, zu verringern? 

12. Wie hat sich im Vergleich zu anderen Ländern die Kinder- 
kriminalität in den vergangenen Jahren entwickelt? Was 
sind die Ursachen der wachsenden Kinderkriminalität? 
Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung zur Be- 
kämpung der Kinderkriminalität? 

13. Wie viele Kinder befinden sich im Vergleich zu den 
letzten Jahren in langandauernder Heimerziehung (Für- 
sorgeerziehung oder Freiwilliger Erziehungshilfe)? Sind 
diese Kinder so gefährdet oder geschädigt, daß langan- 
dauernde Heimerziehung geboten ist? Teilt die Bundes- 
regierung unsere Auffassung, daß die Erziehungshilfen im 
Vorfeld der Heimerziehung so ausgebaut werden müssen, 
daß langandauernde Heimerziehung nur dann angeordnet 
werden darf, wenn sie wegen der Stärke der Gefährdung 
oder Schädigung wirklich unumgänglich ist? 

14. Wie viele behinderte und verhaltensgestörte Kinder leben 
in der Bundesrepublik Deutschland? In welchem Umfang 
stehen Plätze in heilpädagogischen Einrichtungen, Sonder- 
kindergärten und Sonderschulen für diese Kinder zur Ver- 
fügung? Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung, 
um den Fehlbestand derartiger Plätze zu beseitigen? 

15. Welche Zahlen liegen der Bundesregierung über den Miß- 
brauch von Rauschmitteln und Drogen, Arzneimitteln, Al- 
kohol und Nikotin bei Kindern vor? Welche Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, um den Mißbrauch derartiger 
Stoffe durch Kinder wirksam zu bekämpfen? 

16. Wie viele Kinder reißen jährlich von zu Hause aus? Wie 
viele Kinder werden jährlich vermißt? Was sind die Grün- 
de? Welchen Beitrag kann die Bundesregierung dafür lei- 
sten, das Problem der kindlichen Ausreißer zu lösen? 

17. Wie viele Kinder von ausländischen Arbeitnehmern be- 
suchen in der Bundesrepublik Deutschland Kindergärten 
und Schulen? Inwieweit kommen sie sonst in den Genuß 
von Jugendhilfe und außerschulischer Jugendbildung? Aus 
welchem Grund ist ein Programm „Hilfen für Kinder und 
Jugendliche in Gastarbeiterfamilien" immer noch nicht in 
den Bundesjugendplan aufgenommen worden, obwohl die 
Bundesregierung in dem Entwurf des Perspektivplanes zum 
Bundesjugendplan selbst erklärt hat: „Das Programm soll 
schnellstmöglich in den Bundesjugendplan aufgenommen 
und mit Vorrang ausgebaut werden. "? 
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18. Wie viele Kinder konnten in den letzten Jahren mit oder 
ohne ihre Familien eine Erholungsreise antreten? Was tut 
die Bundesregierung, um die Familienferien zu fördern? 
Welchen Beitrag kann die Bundesregierung leisten, daß 
mehr Kinder als bisher einen Erholungsurlaub verbringen 
können? 

19. Hält die Bundesregierung an ihrer Absicht fest, daß der 
Entwurf eines neuen Jugendhilfegesetzes noch in dieser 
Legislaturperiode im Parlament eingebracht und verab- 
schiedet wird? 


Bonn, den 24. Juli 1974 


Rollmann 
Frau Stommel 
Kroll-Schlüter 
Burger 

Frau Schleicher 
Orgaß 

Sauer (Salzgitter) 
Braun 

Dr. Hornhues 
Josten 


Köster 
Kunz (Berlin) 

Löher 
Frau Pieser 

Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein 
Frau Schroeder (Detmold) 

Straßmeir 
Dr. Waigel 
Frau Dr. Wex 

Carstens, Stücklen und Fraktion 


Begründung 

Bereits in der 5. Wahlperiode des Bundestages am 5. Dezem- 
ber 1966 hat die CDU/CSU-Fraktion eine Große Anfrage be- 
treffend Situation der Kinder in der Bundesrepublik Deutsch- 
land (Drucksache V/1198) eingebracht, die in der 146. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 17. Januar 1968 von der Bun- 
desregierung anhand von von ihr zusammengestellten Materia- 
lien (Drucksache V/2441) eingehend beantwortet und ausführ- 
lich debattiert wurde. Von dieser Großen Anfrage, ihrer Beant- 
wortung und der Debatte sind damals wichtige Impulse für eine 
Verbesserung der Situation der Kinder in unserem Lande (z. B. 
verstärkter Bau von Spielplätzen und Kindertagesstätten, ge- 
setzlicher Unfallschutz für Schul- und Kindergartenkinder) aus- 
gegangen. Wenn die CDU/CSU-Fraktion acht Jahre später 
erneut eine Große Anfrage zur Situation der Kinder in Deutsch- 
land stellt, dann tut sie es in der Absicht, um zum einen die 
Fortschritte zu prüfen, die seit damals bei der Verbesserung der 
Situation der Kinder gemacht worden sind, und zum anderen 
die Situation der Kinder in Deutschland umfassender zu unter- 
suchen als es damals geschehen ist. Die CDU/CSU-Fraktion er- 
wartet, daß von ihrer Großen Anfrage und von ihrer Beantwor- 
tung durch die Bundesregierung wiederum wichtige Anstöße 
dafür ausgehen, daß Staat und Gesellschaft ihre Verantwortung 
gegenüber den Kindern unseres Landes stärker als bisher er- 
kennen und wahrnehmen, daß den Kindern unseres Landes 
umfassend bessere Entfaltungs- und Entwicklungsmöglichkeiten 
gewährt werden. 
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